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JOACHIM BURDACK & VOLKER BODE

Lehrstellensituation und Jugendarbeitslosigkeit in
Deutschland
(mit Kartenbeilage)

Die wirtschaftliche Leistungskraft der
Bundesrepublik Deutschland beruht in
hohem Maße auf der fachlichen Qualifi-
kation der Arbeitskräfte. Den Nachwuchs
an Facharbeitskräften sicherzustellen, ist
deshalb eine der wichtigsten Aufgaben
zur Erhaltung der Wettbewerbsfähigkeit
des Wirtschaftsstandortes Deutschland.
Gleichrangig neben dieser wirtschaftli-
chen Zielstellung steht die sozialpoliti-
sche Aufgabe, jungen Menschen einen
Ausbildungsplatz zu sichern und ihnen
eine berufliche Perspektive zu eröffnen.
Im folgenden Beitrag sollen aktuelle Ten-
denzen von Lehrstellensituation und Ju-
gendarbeitslosigkeit in regionaler Diffe-
renzierung dargestellt und analysiert wer-
den1. Besonderes Augenmerk gilt dabei
der Problemlage in den neuen Ländern.
Als Fallbeispiel einer Problemregion be-
ruflicher Bildung wird der Leipziger Raum
angeführt.

Die hier präsentierten Indikatoren zur
Lehrstellensituation und Jugendarbeits-
losigkeit können auch als sozioökonomi-
sche Indikatoren der mittelfristigen re-
gionalen Wirtschaftsentwicklung ange-
sehen werden. Quantitative und qualitati-
ve Entwicklungen im Bereich der beruf-
lichen Aus- und Fortbildung belegen die
Investitionsbereitschaft von Unternehmen
im Bereich des Humankapitals für einen
Standort oder eine Region.

Zum Dualen System der Berufsaus-
bildung
Bei der Integration in das Beschäftigungs-
system haben Jugendliche zwei „Schwel-
len“ zu bewältigen (DOBISCHAT 1993). Die
erste Schwelle stellt der Wechsel von der
allgemeinbildenden Schule auf eine Aus-
bildungsstelle dar, die zweite Schwelle
betrifft den darauffolgenden Übergang in
ein dauerhaftes Beschäftigungsverhältnis.
In zunehmendem Maße haben die beiden
Schwellen für Jugendliche den Charakter
von Zugangsbarrieren, deren Überwin-
dung immer problematischer wird.

Der weitaus größte Teil der berufli-
chen Erstausbildung erfolgt in Deutsch-
land innerhalb des sogenannten Dualen
Systems2, in dem zur Zeit 373 Ausbil-

dungsberufe angeboten werden (BMBF
1995). Von den Jugendlichen eines Schul-
abgängerjahrgangs münden heute über
zwei Drittel in eine Berufsausbildung im
Dualen System ein. Dies stellt eine erheb-
liche Steigerung gegenüber der Situation
in den siebziger Jahren dar, als in der
Bundesrepublik Deutschland nur etwa die
Hälfte eines Jahrgangs eine betriebliche
Lehre aufnahm. In der DDR waren es im
gleichen Zeitraum über 85 % der Schul-
abgänger eines Jahrgangs, die eine Be-
rufsausbildung aufnahmen3.

Der Begriff Duales System bezieht sich
vor allem auf die Dualität der Lernorte
Betrieb und Schule. Während die fach-
praktische Ausbildung im Betrieb erfolgt,
werden fachtheoretische und allgemein-
bildende Ausbildungsteile in einer Be-
rufsschule im Teilzeitunterricht vermit-
telt. Duales System meint aber auch die
Kompetenzteilung zwischen staatlicher
Zuständigkeit in der Berufsschule einer-
seits und der Verantwortlichkeit für die
betriebliche Ausbildung durch private und
öffentliche Arbeitgeber andererseits.

Die Zahl der in einem Jahr abge-
schlossenen Ausbildungsverträge ist das
Ergebnis eines komplexen Wirkungsge-
flechtes verschiedener Faktoren. Sowohl
demographische Entwicklung und Wirt-
schaftsentwicklung, als auch die Beurtei-
lung der Arbeitsmarktentwicklung durch
die Betriebe sowie das Ausbildungsver-
halten der Jugendlichen spielen hierbei
eine wesentliche Rolle. Die Entwicklung
der Zahl der neu abgeschlossenen Ausbil-
dungsverträge läßt in der Zeitreihe seit
Mitte der siebziger Jahre deutliche
Schwankungen erkennen (Abb.1). Ein
Höchststand neuer Lehrstellen wurde 1984
in der Bundesrepublik Deutschland mit
über 705 Tsd. erreicht, den Tiefststand
verzeichneten die alten Länder 1994 mit
nur 450 Tsd. Der Vergleich mit der Ent-
wicklung der Altersjahrgänge von 15-21
Jahren verdeutlicht, daß durch den star-
ken demographischen Rückgang – trotz
rückläufiger Zahl der abgeschlossenen
Verträge – der Anteil der in die Duale
Ausbildung integrierten Jugendlichen
gestiegen ist.

Der Ausbildungsstellenmarkt wird – wie
bei anderen Märkten auch – durch die
Dynamik von Angebot und Nachfrage
bestimmt. Ein Lehrstellenmangel entsteht,
wenn der Nachfrage nach Ausbildungs-
plätzen kein entsprechendes Angebot ge-
genübersteht. Hierbei ist es jedoch wich-
tig darauf hinzuweisen, daß auch bei ei-
nem insgesamt ausgeglichenen quantita-
tiven Verhältnis zwischen Ausbildungs-
platzangebot und Nachfrage ein Lehr-
stellenmangel auftreten kann, etwa durch
Angebotsdefizite in einzelnen Branchen
(sektorale Defizite), Ungleichgewichte in
der räumlichen Verteilung des Angebots
(regionale Defizite) oder ein unzureichen-
des Angebot für benachteiligte Bewer-
bergruppen, wie weibliche Ausbildungs-
platzsuchende, Ausländer oder Behinder-
te (gruppenspezifische Defizite).

Im Rahmen des Dualen Ausbildungs-
systems obliegt es den privaten und öf-
fentlichen Arbeitgebern, betriebliche
Ausbildungsplätze anzubieten. Die Ent-
scheidung auszubilden liegt, wenn der
Betrieb die formellen Voraussetzungen
für die Lehrlingsausbildung erfüllt, grund-
sätzlich beim Arbeitgeber. Dement-
sprechend erfolgt auch eine einzelbetrieb-
liche Finanzierung der fachpraktischen
Ausbildung. Empirische Untersuchungen
(BMBF 1995, HÖPFNER 1995) stellen hier
vor allem zwei Faktorenkomplexe her-
aus, die – neben der Einschätzung der
Wirtschaftslage und der branchenspezifi-
schen Entwicklung – die betriebliche Ent-
scheidungen beeinflussen, eine bestimm-
te Zahl von Ausbildungsplätzen anzubie-
ten: Dies sind zum einen die Kosten der
Ausbildung und zum anderen der Perso-
nalbedarf der Betriebe. Als zusätzliche
Hemmschwellen bei der Ausbildungs-

1 Eine Kurzfassung dieses Beitrages ist in Verbindung
mit den beiliegenden Karten vom IfL bereits im Oktober
1995 auf dem 50. Deutschen Geographentag in Pots-
dam im Rahmen der Posterausstellung zum geplanten
„Atlas Bundesrepublik Deutschland“ präsentiert worden.

2 Die Bezeichnung wurde 1964 vom Deutschen Aus-
schuß für das Erziehungs- und Bildungswesen geprägt.

3 Eigene Berechnung auf der Grundlage des Statisti-
schen Jahrbuches der DDR 1980.
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beteiligung werden vor allem von kleine-
ren Unternehmen der hohe zeitliche Auf-
wand und die eingeschränkten Möglich-
keiten zur umfassenden Ausbildung im
eigenen Betrieb genannt. Der Faktor „Ko-
sten der Ausbildung“ weist auf ein (fikti-
ves) Kosten-Nutzen-Kalkül der Betriebe
hin, bei dem die Kosten der Ausbildung
gegenüber dem Ertrag der Arbeitskraft
des Auszubildenden während der Ausbil-
dungszeit eingeschätzt werden4. Beson-
ders bei kleineren Unternehmen spielen
die Kostenerwägungen während der Aus-
bildungszeit eine große Rolle. Der Faktor
der eigenen Nachwuchsausbildung do-
miniert besonders bei größeren Betrie-
ben. Berufliche Erstausbildung konkur-
riert in diesem Zusammenhang mit ande-
ren Personalrekrutierungsstrategien, wie
z.B. der Anwerbung von Fachpersonal
oder angelernten Kräften auf dem Ar-
beitsmarkt (Substitutionseffekt). Es wird
häufig bemängelt, daß Großbetriebe nicht
mehr bereit sind, „über Bedarf“ auszubil-
den. In den neuen Ländern wirkt beson-
ders der Umstand als Hemmfaktor, daß
viele junge Betriebe ihren längerfristigen
Personalbedarf noch nicht überblicken.

Die Nachfrage nach Lehrstellen wird
bestimmt von der weitgehend demogra-
phisch bedingten Zahl der Schulabgänger
eines Jahres und dem Anteil der Schulab-
gänger, die eine betriebliche Ausbildung

nachfragen – gegenüber anderen Karrie-
rewegen, wie Studium, schulische Aus-
bildung oder der direkten Aufnahme ei-
ner beruflichen Tätigkeit. Als zusätzliche
Nachfragegröße sind Bewerber aus vor-
herigen Abgangsjahrgängen zu berück-
sichtigen. Besonders in den neuen Län-
dern spielen diese „Altbewerber“, die z.T.
auch Ausdruck eines Bewerberstaus sind,
eine zunehmende Rolle5. Zur Zeit streben
etwa 80 % der Abgänger der Sekundar-
stufe I eine betriebliche Ausbildung an.
Bei den Abiturienten sind es in den alten
Ländern etwa 20 % und in den neuen
immerhin 30 %, die einen betrieblichen
Ausbildungsplatz wünschen (BMBF
1995). Durch die starke Abiturientennach-
frage setzt zum Teil eine Verdrängung
von Bewerbern mit niedrigeren Schulab-
schlüssen aus bestimmten Berufsgruppen
ein. So hat der Deutsche Industrie und
Handelstag (DIHT) darauf hingewiesen,
daß 1995 bereits fast jeder vierte Lehrling
in Industrie, Handel, Banken und Versi-
cherungen Abitur hatte6.

Den gängigsten Indikator zur Messung
der Situation auf dem Ausbildungsstel-
lenmarkt stellt die im Auftrag des Bun-
desministeriums für Bildung, Wissen-
schaft, Forschung und Technologie
(BMBF) jährlich berechnete, gesetzlich
fixierte Angebots-Nachfrage-Relation
dar. In die Angebots-Nachfrage-Relation

gehen die Jahresabschlußangaben der
Geschäftsstatistik der Arbeitsämter über
nicht vermittelte Bewerber und offene
Lehrstellen sowie Angaben der Kammern
(IHK, Handwerkskammer usw.) über neu
abgeschlossene Ausbildungsverträge
während des Ausbildungsjahres ein (Be-
richtsjahr: 1. Oktober bis 30. September).
Die Summe der neu abgeschlossenen
Ausbildungsverträge plus der noch nicht
besetzten Ausbildungsstellen im Zähler
wird mit der Summe der Ausbildungsver-
träge plus der noch nicht vermittelten
Bewerber im Nenner verglichen. Werte
unter 100 kennzeichnen ein Ausbildungs-
platzdefizit und solche über 100 stehen
für einen Ausbildungsplatzüberhang. Ein
Wert von 100 bezeichnet ein rechneri-
sches Gleichgewicht, aber erst ein deut-
lich über 100 liegender Wert kann unter
Berücksichtigung sektoraler, regionaler
und gruppenspezifischer Defizite als wirk-
lich „günstig“ bezeichnet werden.

In der alten Bundesrepublik Deutsch-
land zeigten sich nach einer krisenhaften

Abb. 1: Ausbildungsverträge und Jugendliche im Ausbildungsalter
Quelle: Stat. Jahrbuch der Bundesrepublik Deutschland, verschiedene Jahrgänge;
Berufsbildungsbericht 1995

Abb. 2: Entwicklung der Angebots-Nachfrage-Relation von
Berufsausbildungsstellen zwischen 1976-1994
Quelle: Berufsbildungsbericht 1995
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4 Die Kosten eines Lehrlings während der Ausbildungs-
zeit liegen nach Angaben der IHK Leipzig zwischen
70.000 und 120.000 DM.

5 Der Bewerberstau schränkt auch die Aussagekraft ei-
niger Bedarfsindikatoren, wie z.B. des „Dualen Versor-
gungsgrades“ (BOLLMANN 1984) ein, die nur die Schulab-
gängerzahl eines Jahres berücksichtigen.

6 Leipziger Volkszeitung vom 16. Juli 1996.
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Entwicklung in der ersten Hälfte der acht-
ziger Jahre sehr günstige Werte gegen
Ende dieses Jahrzehnts (Abb. 2). Hier
wirkt sich vor allem die demographische
Entwicklung mit dem Eintritt geburten-
schwacher Jahrgänge ins Ausbildungsal-
ter aus. Seit 1992 ist der Wert der Ange-
bots-Nachfrage-Relation dagegen deut-
lich rückläufig und ging von 122 (1992)
auf 108 (1994) zurück. Für das Ausbil-
dungsjahr 1995 liegen noch keine end-
gültigen Zahlen vor, Jahresendstatistiken
der Bundesanstalt für Arbeit lassen je-
doch einen weiteren Rückgang des Wer-
tes in den alten Ländern auf etwa 105
erwarten. Als Folge dieser Tendenz sind
bereits deutliche sektorale Defizite vor
allem in Dienstleistungsberufen erkenn-
bar. Der zahlenmäßige Angebotsüberhang
resultiert aus einem Überschuß in Ferti-
gungsberufen. Für die neuen Länder exi-
stieren erst seit 1992 verläßliche Zahlen,
die Werte liegen hier deutlich unter denen
für die alten Länder.

Die tatsächliche Problemlage im östli-
chen Deutschland ist jedoch mit diesen
Zahlen, die rechnerisch in der Nähe eines
zumindest insgesamt ausgeglichen Ver-
hältnisses von Angebot und Nachfrage
liegen, nicht vollständig erfaßt. In diesem
Zusammenhang sind einige datentech-
nische Bemerkungen notwendig. Obwohl
die Angebots-Nachfrage-Relation einen
aussagekräftigen Indikator zur Lehrstel-
lensituation darstellt, kommt es in extre-
men Situationen – wie z.B. einem starken
Bewerberüberhang – zu einer erhebli-
chen Untererfassung der tatsächlichen
Nachfrage nach betrieblichen Ausbil-
dungsplätzen, da nur die am Ende des
Ausbildungsjahres – Ende September –
als „nicht vermittelt“ definierten Bewer-
ber Eingang in die Formel finden. Nicht
berücksichtigt werden in dieser Defini-
tion Bewerber, die z. B. unter dem Ein-
druck der schlechten Lehrstellensituation
im Laufe des Jahres andere Berufs- oder
Ausbildungswege eingeschlagen oder sich
vom Ausbildungsmarkt zurückgezogen
haben. Bewerber, die eine Ersatzlösung
akzeptiert haben, obwohl sie eigentlich
einen betrieblichen Ausbildungsplatz
wollten, erscheinen daher nicht mehr als
Problem. Diese erhebungsbedingte Un-
tererfassung des tatsächlichen Bedarfs ist
vor allem in den neuen Ländern von Be-
deutung. Dies wird in Abbildung 3 deut-
lich, wo neben den Werten von Angebot
und Nachfrage, wie sie in die Definition
der Angebots-Nachfrage-Relation einflie-
ßen, als Vergleichsgröße die absolute Zahl

der bei den ostdeutschen Arbeitsämtern
registrierten Lehrstellenbewerber darge-
stellt ist.

Der Vergleich von Angebot und Nach-
frage zeigt eine weitgehend ausgeglichene
Lehrstellenbilanz, auch wenn 1995 hier
eine leichte Tendenz zu einem Nach-
frageüberhang festzustellen ist. Ein Ver-
gleich von Bewerberzahl und Angebot

weist dagegen auf eine erhebliche Lehr-
stellenlücke hin. Zwischen 1992 und 1995
ist diese Lücke von etwa 40 Tsd. auf
68 Tsd. angestiegen.

Nicht alle der nicht in eine betriebliche
Ausbildung vermittelten Bewerber sind
unbedingt als Problemfälle zu betrach-
ten, für einige war die Bewerbung auf
eine betriebliche Lehrstelle nur eine unter
verschieden Ausbildungsalternativen.
Eine große Anzahl Jugendlicher bewirbt
sich jedoch erfahrungsgemäß nach dem
Absolvieren einer schulischen Maßnahme
oder einer anderen „Warteschleife“ nach
ein oder zwei Jahren wieder um eine
betriebliche Ausbildungsstelle.

Lehrstellensituation 1994 und 1995
Die Karte Lehrstellensituation 1994 (sie-
he Kartenbeilage) stellt die Problematik
regional diferenziert auf der Ebene der
Arbeitsamtsbezirke dar. Deutlich erkenn-
bar ist, daß sich die Versorgung der Ju-
gendlichen mit Lehrstellen in den letzten
Jahren erheblich verschlechtert hat; so ist
die Angebots-Nachfrage-Relation an Be-
rufsausbildungsstellen bundesweit von
119 im Jahre 1992 auf rd. 106 angebotene
Plätze pro 100 Nachfrager im Jahr 1994
zurückgegangen. Mit dem regionalen
Rückgang der Angebots-Nachfrage-Re-
lation und dem ungünstigen Verhältnis

innerhalb bestimmter Berufsbereiche ein-
zelner Regionen wird die Wahl der Be-
rufsausbildung für Jugendliche vor Ort
immer weiter eingeschränkt. Die Ausbil-
dungssituation ist daher regional sehr
unterschiedlich und nicht nur zwischen
den alten und neuen Ländern bestehen
deutliche Disparitäten. Eine besonders
ungünstige Lehrstellensituation weist der
Nordosten Deutschlands auf. Im Arbeits-
amtsbezirk Neubrandenburg beispielswei-
se kamen im Jahr 1994 auf 100 Ausbil-
dungsplatzsuchende lediglich 94 Stellen.
Damit hat sich die Angebots-Nachfrage-
Relation im Vergleich zum Jahr 1992 um
rd. 5 % verschlechtert. Noch deutlichere
Rückgänge verzeichneten einzelne west-
deutsche Arbeitsamtsbezirke wie bei-
spielsweise Emden, Bremen, Helmstedt,
Gelsenkirchen, Duisburg und Kaiserslau-
tern, wo die Angebots-Nachfrage-Rela-
tion deutlich unter 100 sank. Regionen
mit positiver Lehrstellensituation befin-
den sich vor allem im Süden und Westen
Deutschlands, obwohl es auch hier zu
teilweise gravierenden Rückgängen der
Angebots-Nachfrage-Relation gekommen
ist. Die günstigsten Relationen mit mehr
als 130 bestehen in den Arbeitsamtsbezir-
ken Nagold, Ingolstadt, Deggendorf und
Weilheim.

Das duale Ausbildungssystem der Bun-
desrepublik Deutschland steht auf dem
Prüfstand, denn allein in den neuen Län-
dern ist der Anteil der staatlich geförder-
ten Lehrstellen bereits auf 60 % angestie-
gen. Von den insgesamt über 70 Tsd.
staatlich geförderten Ausbildungsplätzen
des Jahres 1994 sind rd. 26 Tsd. außerbe-
trieblich. Die Karte Lehrstellensituation
1994 zeigt die regionale Verteilung der
insgesamt rd. 17 Tsd. außerbetrieblichen
Ausbildungsstellen, die im Rahmen der
Gemeinschaftsinitiative Ost (GI-Ost) für
das Jahr 1994 geschaffen worden sind.
Deutlich ragen dabei die Arbeitsamtsbe-
zirke Neubrandenburg, Rostock und Baut-
zen heraus. Die zunehmende Anzahl der
betriebsfernen Ausbildungsplätze ist ein
Indiz für eine akute Fehlentwicklung auf
dem Berufsausbildungsmarkt in den 90er
Jahren, die möglicherweise erhebliche
negative gesellschafts- und wirtschafts-
politische Folgen haben kann. Aus Sicht
der arbeitssuchenden Jugendlichen soll-
ten möglichst viele wohnortnahe betrieb-
liche Lehrstellen unterschiedlicher Bran-
chen zur Verfügung stehen.

Für das Vermittlungsjahr 1995 lassen
sich noch keine regionalisierten Angaben
über die Angebots-Nachfrage-Relation
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Abb. 3: Angebot, Nachfrage und registrierte
Lehrstellenbewerber in den neuen Ländern
Quelle: Berufsbildungsbericht 1995; eigene
Berechnung
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machen. Es ist jedoch möglich, aus den
Jahresendangaben der Bundesanstalt für
Arbeit zu offenen Stellen und noch nicht
vermittelten Bewerbern Regionen mit
Angebotsüberhang oder -defizit an Aus-
bildungsplätzen entsprechend der Ange-
bots-Nachfrage-Relation zu bestimmen.
In den alten Ländern zeigt sich für 1995
ein ähnliches Raummuster wie im Vor-
jahr (Abb. 6). Es ist allerdings eine leichte
Zunahme der Arbeitsamtsbezirke mit ne-
gativer Bilanz feststellbar (z.B. die hessi-
schen Arbeitsamtsbezirke Wetzlar, Ha-
nau und Kassel). Im östlichen Deutsch-
land ist bei den sächsischen Arbeitsamts-
bezirken – die durchgehend Arbeitsplatz-
defizite aufweisen – zu berücksichtigen,
daß in diesem Bundesland ein Sonderweg
bei der Schaffung zusätzlicher außerbe-
trieblicher Ausbildungsplätze beschritten
worden ist, auf den später noch eingegan-
gen wird. Die kurzfristige Einführung des
besonderen sächsischen Ansatzes der
Förderung bedingt, daß die Lehrstellen
erst nach Ende des Ausbildungsjahres
1995 eingerichtet wurden und deshalb
hier noch nicht berücksichtigt werden
konnten.

Die Angaben zur Lehrstellensituation
im Sommer 1995 (Abb. 4) zeigen die den
Arbeitsämtern gemeldeten unbesetzten
Berufsausbildungsstellen und die noch
nicht vermittelten Bewerber am 30. Juni

1995, also drei Monate vor Ende des
Vermittlungsjahres. Insgesamt liegen zu
diesem Zeitpunkt noch rd. 167 Tsd. unbe-
setzte Ausbildungsstellen und 220 Tsd.
nicht vermittelte Bewerber vor. In den
alten Ländern besteht, trotz erheblicher
regionaler Disparitäten ein insgesamt
nahezu ausgeglichenes Zahlenverhältnis.
In den neuen Ländern geht die Schere
dagegen weit auseinander (vergl. Abb. 6).

Auf lediglich rund 18 Tsd. offene Aus-
bildungsstellen kommen etwa 78 Tsd.
Bewerber. Extrem ungünstig ist die Lehr-
stellensituation in den sächsischen Ar-
beitsamtsbezirken Bautzen und Pirna, wo
zehnmal soviele Bewerber wie offene
Lehrstellen gemeldet sind. Eine Ausbil-
dungsplatzlücke besteht auch in einigen
Arbeitsamtsbezirken in den alten Län-
dern, so z. B. im Ruhrgebiet, in Hamburg
oder in Hessen, wo insbesondere Kassel
herausragt.

Das Verhältnis von offenen Stellen
und nicht vermittelten Bewerbern hat sich
in den alten Ländern von Juni 1995 bis
zum Ende des Ausbildungsjahres nur
wenig verändert. Regionen, die im Som-
mer stärkere Angebotslücken aufwiesen,
erscheinen in der Regel auch in der Jah-
resendbilanz als defizitär. Eine Ausnah-
me stellt hier Hamburg dar. Hierzu ist zu
bemerken, daß Hamburg einen hohen
Anteil von Lehrstellenbewerbern auf-

weist, die studienberechtigt sind. Es ist zu
vermuten, daß sich viele Abiturienten
nach anfänglichen Mißerfolgen bei der
Lehrstellensuche dann doch für einen Stu-
dienplatz entschieden haben.

Anders verlief die Entwicklung in den
neuen Ländern. Während die Jahresend-
bilanz 1995 nur ein Defizit von 4.600
Ausbildungsplätzen aufwies, stellte sich
die Situation während des Vermittlungs-
jahres wesentlich kritischer dar, da das
Defizit – wie oben erwähnt – Ende Juni
noch etwa 60 Tsd. Ausbildungsplätze
betrug. Diese Ausbildungsplatzlücke
wurde größtenteils nicht durch eine Ver-
mittlung der Bewerber in neu gemeldete
betriebliche Ausbildungsplätze ausgegli-
chen – denn Zugänge an neuen Bewer-
bern und neugemeldete betriebliche Aus-
bildungsplätze hielten sich zwischen Juni
und September die Waage – sondern durch
eine Reduktion der Nachfrage. Ein großer
Teil der bis Juni nicht vermittelten Be-
werber hat sich unter dem Eindruck der
schlechten Angebotslage offensichtlich
für einen anderen Berufs- oder Ausbil-
dungsweg entschieden. Besonders mar-
kante Beispiele für diese Entwicklung
sind die Arbeitsamtsbezirke Neuruppin
und Frankfurt/Oder, wo das hohe Defizit
im Juni zu einem positiven Wert im Sep-
tember wurde. Etwa ein Viertel des Defi-
zits in den neuen Ländern konnte durch
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Abb. 4: Lehrstellensituation 1995
Quelle: Bundesanstalt für Arbeit (unveröffentlichte Daten)

Abb. 5: Anteil der Jugendlichen an den Gesamtarbeitslosen 1994
Quelle: Bundesanstalt für Arbeit (unveröffentlichte Daten)
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Abb. 6: Lehrstellensituation in den Arbeitsamtsbezirken der Bundesrepublik Deutschland im Sommer 1995
Quelle: Bundesanstalt für Arbeit 1995
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die von Bund und Ländern finanzierten,
zusätzlichen außerbetrieblichen Ausbil-
dungsplätze der GI-Ost ausgeglichen
werden.

Probleme von „zweiter Schwelle“ und
Jugendarbeitslosigkeit
Nach abgeschlossener Lehre werden die
Jugendlichen mit der „zweiten Schwelle“
auf dem Weg ins Berufsleben konfron-
tiert: der Suche nach einem dauerhaften
und qualifikationsgerechten Arbeitsplatz.
Die Quote der Ausbildungsabsolventen,
die von ihrem Betrieb ein Übernahmean-
gebot erhalten, ist in den neunziger Jah-
ren rückläufig. Viele Absolventen be-
kommen auch nur noch ein befristetes
Übernahmeangebot. In den neuen Län-
dern blieben 1993 mehr als die Hälfte der
Absolventen ohne ein befristetes oder
unbefristetes Übernahmeangebot (BMBF
1995). Angesichts dieser Situation ist es
nicht verwunderlich, daß der Anteil der
Jugendlichen, die nach abgeschlossener
Lehre arbeitslos werden, ansteigt (1992:
12,6 %; 1993: 17,1 %). Sollte sich dieser
Prozeß fortsetzen, so hätte dies nicht nur
negative sozial-, sondern auch wirtschafts-
politische Konsequenzen (vergl. Abb. 7).

Arbeitslosigkeit nach Abschluß der Aus-
bildung führt einerseits dazu, daß keine
fundierten Berufserfahrungen erworben
werden können und damit mittelfristig
die berufliche Qualifizierung in Frage
gestellt wird. Anderseits besteht das Pro-
blem, daß gut ausgebildete Berufsanfän-
ger aus der Region abwandern. Stärkere
Abwanderungen junger Fachkräfte kön-
nen langfristig zum Brain Drain und so-
mit zu einem Humankapitaldefizit in be-
stimmten Regionen führen. Eine mögli-

che Folge wäre, daß die sozioökonomi-
schen Disparitäten zwischen west- und
ostdeutschen Regionen zunehmen. Ins-
gesamt standen im früheren Bundesge-
biet 1994 etwa 3,26 Mio. beschäftigte
Jugendliche unter 25 Jahren rd. 344,5 Tsd.
Arbeitslosen der gleichen Altersgruppe
gegenüber, während für die neuen Länder
(einschl. Berlin/Ost) 700 Tsd. Beschäf-
tigte und 121,5 Tsd. Arbeitslose regi-
striert wurden (Bundesanstalt für Arbeit
1995).

Die folgenden datenbezogenen Aussa-
gen wurden auf der Grundlage der amtli-
chen Jugendarbeitslosenstatistik der Bun-
desanstalt für Arbeit getroffen. Berück-
sichtigt werden in dieser Statistik die
Jugendlichen unter 25 Jahren, die sich
beim Arbeitsamt als arbeitslos gemeldet
haben. Dazu zählen die Jugendlichen, die
eine Lehre abgebrochen oder nicht er-
folgreich abgeschlossen haben, nach Ab-
schluß der betrieblichen Berufsausbildung
nicht weiterbeschäftigt worden sind oder
eine Kündigung aus einem bestehenden
Arbeitsverhältnis erhalten haben. Darüber
hinaus zählen auch die jungen Menschen
dazu, die nach Abschluß ihrer Schulaus-
bildung (einschließlich Berufsfachschu-

le) oder Hochschulausbildung keine Ar-
beitsstelle angetreten haben. Die amtli-
che Statistik weist jedoch Defizite auf, da
Jugendliche, die sich in berufsvorberei-
tenden und in Fort- und Umschulungs-
maßnahmen befinden, sowie diejenigen,
die sich nicht als arbeitslos registrieren
lassen, nicht erfaßt werden. Zur zweiten
Gruppe zählen u.a. Jugendliche, die ohne
Beteiligung des Arbeitsamtes eine Stelle
suchen, keinen Anspruch auf Unterstüt-
zung nach dem Arbeitsförderungsgesetz

haben oder im elterlichen Haushalt „be-
schäftigt“ sind7.

Die Karte Jugendarbeitslosigkeit 1994
(siehe Kartenbeilage) zeigt, daß deutli-
che regionale Disparitäten in der Bundes-
republik Deutschland auftreten. Hohe Ju-
gendarbeitslosigkeit besteht vor allem in
den neuen Ländern sowie in altindustriel-
len Problemregionen – im Saarland, im
Ruhrgebiet und an der Küste. In den neu-
en Ländern existieren teilweise deutliche
regionale Unterschiede hinsichtlich des
Niveaus der Arbeitslosigkeit. Die höch-
ste Jugendarbeitslosigkeit weisen die Ar-
beitsamtsbezirke Dessau (17,9 %) und
Sangerhausen (17,1 %) in Sachsen-An-
halt sowie Altenburg (17,1 %) in Thürin-
gen auf. In einigen ostdeutschen Groß-
stadtregionen (Arbeitsamtsbezirke Dres-
den und Potsdam) besteht dagegen auch
im bundesweiten Vergleich eine günsti-
gere Situation auf dem regionalen Ar-
beitsmarkt. Die Jugendarbeitslosigkeit
liegt hier beispielsweise deutlich unter
der der Arbeitsamtsbezirke Wilhelmsha-
ven (13,6 %) und Duisburg (14,2 %). In
Süddeutschland ist der Arbeitsmarkt für
Jugendliche am günstigsten, die Arbeits-
losenquote liegt hier deutlich unter dem
Bundesdurchschnitt.

Die Disparitätsmuster der Jugendarbeits-
losigkeit korrellieren in Deutschland mit
denen der Gesamtarbeitslosigkeit. Die Quote
der Jugendarbeitslosigkeit ist jedoch in den
meisten Arbeitsamtsbezirken niedriger als
die der Gesamtarbeitslosigkeit. In einer
Reihe von nord- und westdeutschen Groß-
stadtregionen wie Essen, Hamburg oder
Kiel liegt sie jedoch darüber.

Hinsichtlich des Anteils der arbeitslo-
sen Jugendlichen an den Gesamtarbeits-
losen bestehen deutliche Unterschiede
zwischen ost- und westdeutschen Regio-
nen. Zwar sind die östlichen Regionen
durch überdurchschnittlich hohe Arbeits-
losigkeit gekennzeichnet, doch liegt der
Anteil der jugendlichen Arbeitslosen an
der Gesamtzahl der Arbeitslosen erheb-
lich niedriger als in den meisten westli-
chen Regionen (vergl. Abb. 5).

Ein deutlicher Ost-West-Gegensatz
besteht auch bei der Geschlechterpropor-
tion. In den neuen Ländern überwiegt die
weibliche Arbeitslosigkeit; in den alten
Ländern sind die männlichen Arbeitslo-
sen unter den Jugendlichen in der Über-
zahl. Die höhere Arbeitslosigkeit junger

7 WEIDACHER (1976) vermutet, daß in vielen Gemeinden
bestenfalls ein Drittel der faktisch arbeitslosen Jugendli-
chen unter 20 Jahren von der Statistik der Arbeitsver-
waltung als arbeitslos ausgewiesen wird.

Abb. 7: Mögliche Folgen von Jugendarbeitslosigkeit
Quelle: BOETEL 1994, leicht verändert
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Frauen in den neuen Ländern basiert zum
großen Teil auf der höheren Frauenbe-
schäftigungsrate aus DDR-Zeiten sowie
einer im Vergleich zu Westdeutschland
immer noch höheren Quote von Mäd-
chen, die ins Berufsleben streben.

Für die Bundesrepublik Deutschland
lassen sich im internationalen Vergleich
relativ niedrige Werte der Jugendarbeits-
losigkeit feststellen (vergl. Karte auf der
Umschlagrückseite dieses Heftes). Als
Gründe hierfür sind neben der volkswirt-
schaftlichen Situation auch die Leistungs-
fähigkeit des beruflichen Ausbildungssy-
stems und der Einsatz arbeitsmarktpoliti-
scher Maßnahmen zur Entlastung des
Arbeitsmarktes (z.B. Vorruhestandsrege-
lungen) zu nennen. Geringe Jugendarbeits-
losigkeit findet sich auf internationaler
Ebene in der Regel in Regionen mit höhe-
rer Wirtschaftskraft, so z. B. in der Ile de
France und dem Elsaß in Frankreich, in
Norditalien, in Südostengland sowie in
der Grampian Region (Erdölförderung)
in Schottland. In Portugal steht die gerin-
ge Jugendarbeitslosigkeit im Zusammen-
hang mit dem wirtschaftlichen Auf-
schwung in den achtziger Jahren (Aus-
landsinvestitionen) und der Entlastung
des Arbeitsmarktes durch eine hohe An-
zahl von im Ausland arbeitenden Portu-
giesen. Regionen mit hoher Jugendar-
beitslosigkeit liegen dagegen vor allem in
wirtschaftlichen Problemgebieten an der
europäischen Peripherie, insbesondere in
Südspanien (Andalusien, Estremadura)
und Süditalien (z. B. Kalabrien, Sizilien).
Neben den peripheren Regionen sind es
überwiegend altindustriell strukturierte
Regionen (Eisen- und Stahlindustie, Werf-
ten, Textilindustrie usw.), die eine hohe
Jugendarbeitslosigkeit im Verhältnis zum
jeweiligen nationalen Durchschnitt auf-
weisen. Zu nennen sind hier u.a. das West
Midlands County (Birmingham) und Mer-
seyside (Liverpool) in Großbritannien,
das Baskenland (Bilbao) und Asturien
(Gijón) in Spanien und die Provinz Hain-
aut in Belgien. Eine unzureichende Sub-
stitution alter Industrien durch neue
Wachstumsbranchen führt hier zu man-
gelhaften beruflichen Chancen der Ju-
gendlichen.

Leipzig: Fallbeispiel einer Problem-
region beruflicher Ausbildung
Als Beispiel für eine Problemregion be-
ruflicher Ausbildung in den neuen Län-
dern soll im folgenden die Situation im
Leipziger Raum dargestellt werden. Zum
Arbeitsamtsbezirk Leipzig gehören ne-

ben der Stadt und dem Landkreis Leipzi-
ger Land auch der Muldentalkreis und der
Landkreis Delitzsch. Der Arbeitsamtsbe-
zirk umfaßt damit eine Fläche von
2.800 km² mit über 930 Tsd. Einwoh-
nern. Die räumliche Bezugseinheit für
Fördermaßnahmen ist jedoch in der Re-
gel der Regierungsbezirk, der wiederum
identisch mit dem Leipziger Kammerbe-
zirk der Industrie und Handelskammer
(IHK) ist. Er hat eine Fläche von 4.389 km²
mit 1,15 Mio. Einwohnern und umfaßt
neben dem Arbeitsamtsbezirk Leipzig
auch den Arbeitsamtsbezirk Oschatz.

Wie andere Regionen in den neuen
Ländern ist auch der Leipziger Raum von
quantitativen und qualitativen Ausbil-
dungsplatzdefiziten und Jugendarbeits-
losigkeit betroffen. Vor allem der Um-
und Abbau der industriellen Basis, ver-
bunden mit Unternehmensschließungen
und starken Arbeitsplatzverlusten, führte
zu einer Einschränkung des Ausbildungs-
platzangebotes. Erhebliche Zuwächse an
abgeschlossenen Ausbildungsverträgen
sind dagegen im Handwerk zu verzeich-
nen. In den neuen Ländern stieg die Zahl
der jährlich abgeschlossenen Ausbil-
dungsverträge in diesem Wirtschaftssek-
tor von 1992 bis 1995 um 40 % (HÖPFNER

1995). Der Aufschwung im Dienstlei-
stungssektor hat sich dagegen noch nicht
in hinreichendem Maße in einem entspre-
chenden Lehrstellenangebot niederge-
schlagen. So erreicht z.B. das Ausbil-
dungsplatzangebot in den freien Berufen

mit 7 % erst die Hälfte des Anteils in den
alten Bundesländern (BMBF 1995).

Einen Eindruck der Problemdimensi-
on auf dem Lehrstellenmarkt in der Leip-
ziger Region vermitteln die Angaben zum
Verbleib der registrierten Lehrstellenbe-
werber (Abb. 8). Lediglich 55 % der rd.
10 Tsd. Bewerber sind 1995 in einen be-
trieblichen Ausbildungsplatz vermittelt
worden, und weitere 6,0 % erhielten ei-
nen außerbetrieblichen Ausbildungsplatz.
Hervorstechend ist hier vor allem die
steigende Zahl der nicht auf einen beruf-
lichen Ausbildungsplatz vermittelten
Bewerber.

Vor allem einige schulische Maßnah-
men haben für die Jugendlichen eher die
Funktion einer Warteschleife. Dies gilt
besonders für die einjährigen Maßnah-
men, wie z.B dem Berufsvorbereitungs-
jahr oder dem Berufsgrundbildungsjahr
und teilweise auch für den Besuch ganz-
tägiger Berufsfachschulen. Viele Teil-
nehmer reihen sich demzufolge nach dem
Schulabschluß wieder in die Bewerber-
schlange für einen betrieblichen Ausbil-
dungsplatz ein. Bei rund einem Viertel
der Bewerber des Jahres 1995 handelt es
sich daher um „Altbewerber“ aus voran-
gegangenen Jahren.

Schwer zu interpretieren ist in diesem
Zusammenhang die heterogene Katego-
rie des „sonstigen Verbleibs“: Gemeint
sind Jugendliche, die zunächst ihren Wehr-
oder Ersatzdienst ableisten, solche die
abgewandert sind oder die Suche nach
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Abb. 8: Verbleib der Lehrstellenbewerber in der Region Leipzig 1993-1995
Quelle: Arbeitsamt Leipzig
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einer Lehrstelle aufgegeben haben und
sich nicht mehr beim Arbeitsamt gemel-
det haben. Deutlich angestiegen ist zwi-
schen 1993 und 1995 die Zahl der bis zum
Ende des Ausbildungsjahres nicht ver-
mittelten Bewerber.

Die branchenspezifische Angebots- und
Nachfragesituation zeigt erhebliche qua-
litative und quantitative Defizite des Aus-
bildungsplatzangebotes auf. In Tabelle 1
sind Angebot und Bewerberzahl für die
zehn am meisten nachgefragten Ausbil-
dungsberufe dargestellt8.

Vor allem fehlen Ausbildungsplätze im
Dienstleistungsbereich. Damit gestaltet
sich die Lehrstellensuche für Mädchen
besonders problematisch. Selbst bei in
Westdeutschland wenig gefragten Tätig-
keiten wie Zahnarzthelfer(in) oder Ein-

zelhandelskaufmann/frau ist ein starker
Nachfrageüberhang festzustellen. Eine
günstigere Situation besteht im Hand-
werksbereich, insbesondere mit Berufs-
ausbildungen, die mit dem Baugewerbe
zusammenhängen.

Die Aufschlüsselung des Lehrstellen-
angebots nach Arbeitsamtsnebenstellen
läßt in der Region deutliche intraregiona-
le Disparitäten bei der Versorgung mit
Ausbildungsplätzen erkennen. In der Stadt
und dem Landkreis Leipzig ist die Rela-
tion zwischen Bewerbern und angebote-
nen Ausbildungsplätzen insgesamt deut-
lich günstiger als in den peripheren Land-
kreisen (vergl. Abb. 9)9. Dies kann wohl
als Ergebnis der stärkeren Wirtschaftsdy-
namik in der Großstadtregion gewertet
werden.

Die Engpässe in der betrieblichen Aus-
bildung der neuen Länder haben zu einem
verstärkten Engagement von Bund und
Ländern geführt. Der Staat wird hier also
in einem Bereich mit Fördermitteln aktiv,

der nach den Modellvorstellungen des
Dualen Ausbildungssystems Aufgaben-
bereich der Arbeitgeberseite ist. Ziel die-
ser Maßnahmen ist es, vor allem das
Lehrstellenangebot zu verbessern. Die Art
der Förderung ist in den neuen Ländern
unterschiedlich. In Sachsen und damit
auch im Leipziger Raum sind in diesem
Zusammenhang vier Förderprogramme
zu nennen: die Gemeinschaftsinitiative-
Sachsen (GI-Sachsen), die Berufsausbil-
dungsplatzförderung, die Ausbildungs-
verbundförderung und das Mobilitätshil-
feprogramm (vergl. Tab. 2).

Bei der GI-Sachsen handelt es sich um
den sächsischen Sonderweg der GI-Ost
1995. Die GI-Sachsen versucht, den au-
ßerbetrieblichen Ansatz des Bund-Län-
der-Programms durch eine „betriebsnahe
Ausbildung“ zu ergänzen. Der Erfolg die-
ser Strategie hängt davon ab, ob es ge-
lingt, nach der außerbetrieblichen Unter-

weisung im 1. Lehrjahr einen Lehrbetrieb
für die praktische Ausbildung im 2. und
3. Lehrjahr zu finden. Ein Nachteil dieses
Förderweges sind die hohen Kosten und
die bisher schlechten Chancen von außer-
betrieblich ausgebildeten Jugendlichen
auf dem Arbeitsmarkt. Als wichtigster
Vorteil ist wohl zu nennen, daß ein zu-
sätzliches Ausbildungsangebot geschaf-
fen wird. Im Rahmen der Berufsausbil-
dungsplatzförderung werden die Betrie-
be finanziell unterstützt, die „überdurch-
schnittlich“ viele Lehrlinge einstellen.
Diese arbeitsmarktpolitische Maßnahme
stellt mit über 3 Tsd. geförderten Lehr-
stellen im Regierungsbezirk Leipzig das

Abb. 9: Betriebliche Ausbildungsplätze und
Bewerber in der Region Leipzig 1994/95
Quelle. Arbeitsamt Leipzig; eigene Berechnung
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8 Es handelt sich bei den in Tabelle 1 dargestellten
Zahlen um Angaben der Geschäftsstatistik des Arbeits-
amtes Leipzig. Die tatsächliche Lehrstellenzahl kann hier-
von abweichen.

9 Die Daten sind nach Arbeitsamtsnebenstellen ausge-
wiesen, die in ihrer Abgrenzung im wesentlichen den
Landkreisen vor der Kreisreform Mitte der neunziger
Jahre entsprechen; Stadt und Landkreis Leipzig werden
zusammengefaßt dargestellt.

Ausbildungsberuf Bewerber Lehrstellen

Einzelhandelskaufmann/-frau 849               610               

Bürokaufmann/-frau 796               468               

Maurer 589               475               

Bankkaufmann/-frau 477               122               

Hotelfachmann/-frau 399               34               

Kfz-Mechaniker 381               213               

Arzt-/Zahnarzthelfer 360               173               

Maler/Lackierer 298               309               

Industriekaufmann/-frau 257               109               

Koch/Köchin 250               135               

Tab. 1: Stark nachgefragte Ausbildungsberufe in der Region Leipzig 1995
Quelle: Arbeitsamt Leipzig

Programm Zahl der geförderten Förderungsvolumen je Ausbildungs-  Art der Förderung und Zuwendungsgeber

Lehrstellen platz in DM (3-jährige Laufzeit)  

GI-SA 425 59.000 Vollförderung, Bund und Freistaat Sachsen

BAP 3.071 9.000-18.000 Zuschuß, EU und Freistaat Sachsen

AV etwa  200 etwa 5.000 Zuschuß, EU und Freistaat Sachsen

MOBI etwa  200 10.800 Darlehen oder Zuschuß, Freistaat Sachsen

GI-SA=Gemeinschaftsinitiative Sachsen
BAP=Berufsausbildungsplatzförderung
AV=Ausbildungsverbundförderung
MOBI=Mobilitätshilfeprogramm

Tab. 2: Ausbildungsplatzförderung im Regierungsbezirk Leipzig 1995
Quelle: Regierungspräsidium Leipzig; eigene Berechnung
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umfangreichste Programm dar. Einen in-
novativen Ansatz stellt die Förderung von
Ausbildungsverbünden dar. Kleinbetrie-
ben, die normalerweise nicht in der Lage
sind, Lehrlinge auszubilden (fehlende
Ausbildungsberechtigung, personelle
bzw. infrastrukturelle Engpässe usw.),
wird so ermöglicht, Ausbildungsteile, die
sie nicht abdecken können, gemeinsam
(arbeitsteilig) mit anderen Betrieben
durchzuführen. Zur Zeit werden etwa 40
Verbünde im Leipziger Raum gefördert
und damit zusätzliches Ausbildungspo-
tential mobilisiert. Politisch heftig um-
stritten ist das Mobilitätshilfeprogramm.
Mit diesem Programm wird nicht das
Angebot durch zusätzliche Ausbildungs-
plätzen erhöht, sondern in gewisser Wei-
se die Nachfrage in Sachsen durch Ab-
wanderung in andere Bundesländer redu-
ziert. Unter Berücksichtigung der kurz
vorgestellten Programme werden in der
Leipziger Region derzeit etwa ein Drittel
der neuen Ausbildungspätze gefördert.

Schlußbemerkungen
Die angespannte Lehrstellensituation und
Jugendarbeitslosigkeit stellen derzeit bri-
sante Probleme von gesellschaftspoliti-
scher Bedeutung dar. Die Entwicklung in
Leipzig und anderen Arbeitsmarktregio-
nen in den neuen Ländern zeigt, daß das
Duale System (noch) nicht in der Lage ist,
ein ausreichendes Angebot an Ausbil-
dungsplätzen bereitzustellen. Nur durch
massiven Einsatz staatlicher Mittel kann
derzeit ein Teil des Lehrstellendefizits
ausgeglichen werden. Ein weiterer Teil
des Defizits wird durch Reduktion der
Nachfrage abgebaut: also durch eine Ka-
nalisierung der Bewerber in schulische
oder berufliche Alternativen. Mit großer
Sicherheit ist davon auszugehen, daß der
überwiegende Teil dieser Alternativen
jedoch – unter den derzeitigen Rahmen-
bedingungen – den Charakter von „War-
teschleifen“ hat, nach deren Durchlaufen
die Jugendlichen wiederum einen betrieb-
lichen Ausbildungsplatz nachfragen. Da
sich in Ostdeutschland gegenwärtig ge-
burtenstarke Jahrgänge im Übergang von
der Schule ins Berufsleben befinden, ist
davon auszugehen, daß sich die ange-
spannte berufliche Ausbildungssituation
zukünftig noch verschärfen wird und so-
mit mittelfristig staatliche Programme
auch weiterhin erforderlich sein werden.
Zur Sicherstellung eines ausreichenden

Ausbildungsplatzangebotes sollte über
Modelle bzw. zusätzliche arbeitsmarkt-
politische Instrumente nachgedacht wer-
den, die wieder verstärkt auf die Verant-
wortung der Unternehmen zielen. Bran-
chenspezifische bzw. regionsbezogene
Fonds – gespeist aus Mitteln der Wirt-
schaft – könnten eine Ergänzung der ein-
zelbetrieblichen Ausbildungsfinanzierung
darstellen und die Ausbildungsbereitschaft
der Betriebe erhöhen10.

Die staatlichen Fördermittel – in Sach-
sen für das Jahr 1995 fast 100 Mio. DM –
haben ein Niveau erreicht, das kaum noch
steigerungsfähig erscheint. Sinnvoller als
die Finanzierung teurer ad hoc Program-
me für außerbetriebliche Ausbildung er-
scheint es, die vorhandenen Mittel ge-
bündelt für ein kontinuierliches Angebot
betrieblicher Lehrstellen einzusetzen und
verstärkt betriebliche Ausbildungspoten-
tiale beispielsweise durch Förderung von
Ausbildungsverbünden zu unterstützen,
etwa auch durch Einrichtung einer Ver-
mittlungsbörse für diese Verbünde. Er-
fahrungsgemäß haben betrieblich ausge-
bildete Jugendliche bessere Aussichten
auf dem Arbeitsmarkt als Absolventen
außerbetrieblicher Maßnahmen. Daher
sollte auch im Sinne der Jugendlichen die
betriebliche Form der Berufsausbildung
im Rahmen der Subventionierung von
Ausbildungsplätzen durch die öffentliche
Hand absolute Priorität haben.

Regionale Arbeitsmarktforschung geht
im Rahmen von Wirtschaftsprognosen
davon aus, daß trotz der aktuellen Proble-
me auf dem Arbeitsmarkt von einem mit-
telfristigen Facharbeitskräftemangel auch
in den neuen Ländern auszugehen ist. Das
Angebot an Ausbildungsplätzen muß sich
deshalb – auch im Interesse der Wirt-
schaft – nicht an kurzfristigen Engpässen,
sondern am mittel- und langfristigen Be-
darf orientieren. Der Mangel an Fachar-
beitskräften könnte sich sonst innerhalb
des nächsten Jahrzehnts als Hemmschuh
der regionalen Wirtschaftsentwicklung in
den neuen Ländern herausstellen.
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Entwicklung der Verkehrsströme im
Nordosten Europas

Im Rahmen der Messe „Verkehr + Logistik
´96“ – Eröffnungsmesse der Leipziger Messe
auf dem neuen Messegelände – fand am 17.
Mai 1996 unter der wissenschaftlichen Lei-
tung des Instituts für Länderkunde Leipzig
(Dr. F. GRIMM) ein Fachseminar zum Thema
„Entwicklung der Verkehrsströme im Nord-
osten Europas“ statt. Gleichzeitig erfolgte
durch das IfL die Gestaltung und Betreuung
eines speziellen Messestandes unter dem
Motto „Nordosteuropa stellt sich vor“ (Dr.
Th. RÖSSNER, Dr. G. TAEGE). Der Messestand
des IfL führte in die Präsentationen der Ge-
meinschaftsstände ein, wo Aussteller aus Est-
land, Finnland, Lettland, Litauen, Schweden,
Polen, Rußland, Deutschland über gegenwär-
tige Transportwege informierten, damit ver-
bundene Probleme und Alternativen aufzeig-
ten, Leistungsangebote und Visionen des künf-
tigen Verkehrs darstellten.

Das Seminar „Entwicklung der Verkehrs-
ströme im Nordosten Europas“ bildete den
fachlichen Rahmen und Hintergrund der Prä-
sentationen zu Nordosteuropa an den Mes-
seständen. Die Tagung, an der mehr als 100
Interessenten teilnahmen, fand im modernen
Congress Center der neuen Leipziger Messe
statt und bot den Referenten und Teilnehmern
optimale Tagungsbedingungen. Das Seminar
wurde von Herrn M. KOBER (Leipziger Messe
GmbH) eröffnet.

Der erste Seminarteil widmete sich den
generellen Perspektiven und Strategien der
Regional- und der Verkehrsentwicklung im
Nordosten Europas.  Prof. Dr. LINDSTRÖM (Di-
rektor des Nordischen Forschungsinstitutes
für Regionalpolitik, Stockholm) sprach zum
Thema „Die Baltische Herausforderung: Die
Nordische Sichtweise“. Im Zentrum seiner

Ausführungen standen Überlegungen zu einer
länderübergreifenden Entwicklungsstrategie
für den Ostseeraum, die in den EU-Rahmen
eingebunden werden muß.  Prof. Dr. SZLACHTA

(stellv. Direktor des Polnischen Planungsam-
tes, Warschau) referierte zum Thema „Aus-
sichten und Strategien der Regionalentwick-
lung im Ostseeraum unter besonderer Be-
rücksichtigung des Transports“. Er ging dabei
speziell auf die Wirkungen der Transformati-
onsprozesse in den ehemaligen sozialistischen
Staaten ein.  Dipl.-Ing. POHL (Geschäftsführer
des Landesverbandes Hafenwirtschaft Meck-
lenburg-Vorpommern) äußerte sich zu Erwar-
tungen und Möglichkeiten der deutschen Ha-
fenwirtschaft im Ostseeraum im Hinblick auf
die Verkehrsentwicklung in Nordosteuropa,
welche sich hauptsächlich aus der günstigen
verkehrsgeographischen Lage zwischen West-
und Osteuropa ergeben.  Dipl.-Ing. WINDSIN-
GER (Generalsekretär der Union Europäischer
Eisenbahn-Ingenieur-Verbände, Frankfurt/
M.) erörterte das „Balt Rail 2000“-Projekt für
die baltischen Staaten Estland, Lettland und
Litauen, welches darauf zielt, die Rahmenbe-
dingungen für Güter- und Personenverkehre
aus dieser Region zur und von der EU ent-
scheidend zu verbessern.

In einem zweiten Seminarblock stellte sich
Finnland als das „Logistik-Zentrum des neuen
Nordeuropa“ vor. Spezialthemen waren
„Bahnverbindungen von Finnland nach Osten
und Westen“ (Herr NIEMIMUUKKO, Finnische
Bahnverwaltung Helsinki), „Logistik-Konzep-
tionen Südwestfinnlands“ (Dr. SAHLGREN, Be-
rater der Regierungspräsidentin von Turku und
Pori), „Südostfinnland: Logistische Lösungen
für jeden Bedarf“ (Herr SALA, Handelskammer
Kymenlaakso), „Konzepte für den Ausbau der
Europastraße E18“ (Herr LEVIÄKANGAS, Finni-
sche Zentralverwaltung für das Straßenwesen
Helsinki), „Nordöstliche Zollgrenze der EU“

(Frau RIECKMANN, Finnische Zollverwaltung
Helsinki) sowie „Speditionsdienste und Lage-
rungsmöglichkeiten in Finnland für Waren aus
Westeuropa in Richtung Osten“ (Herr VALTO-
NEN, Huolintakeskus Group Helsinki). Die
Nachmittagssitzung ergänzte die komplexe-
ren Darstellungen der ersten beiden Tagungs-
teile durch weitere Fallbeispiele und Aspekte.
Dipl-Ing. WASILJEW (Verkehrsministerium
Rußlands, St. Petersburg) erläuterte die „Be-
deutung neuer Häfen an der russischen Ost-
seeküste für das Verkehrsnetz Europas“, Frau
POLJAKOWA (Dezernat Stadtgestaltung und Stra-
ßenwirtschaft der Bürgermeisterei von St.
Petersburg) berichtete über „Wichtige Ver-
kehrsprojekte der Stadt St. Petersburg“
und  Dipl.-Ing. BELJASO (Oktjabrskaja-Eisen-
bahn St. Petersburg) sprach über „Nutzung
und Ausbau der Telekommunikation für
Dienstleistungen der Oktjabrskaja-Eisen-
bahn“. Der polnischen Sicht der Problematik
widmete Dr. PALMOWSKI (Abteilung Wirt-
schaftsgeographie an der Universität Danzig)
einen Vortrag über „See- und Landverkehrs-
wirtschaft im Ostseeraum und die Interessen
Polens“.  Dr. SCHAKALYS (stellv. Verkehrsmi-
nister Litauens) erörterte „Perspektiven und
Investitionsprojekte der Republik Litauen auf
dem Gebiet des Verkehrs“. Dr. WIBERG (Inter-
nationale Transportberatung Stockholm) ging
anschließend auf die „Entwicklung der schwe-
dischen Transportverbindungen mit Zentral-
und Osteuropa“ ein. Schließlich informierte
Herr MISKIEWICZ (Generalvertreter der Polni-
schen Staatsbahnen in Deutschland, Frank-
furt/M.) zum Thema „Polen als Transitland
für die Eisenbahntransporte in die GUS“. Die
Vorträge wurden ergänzt und vertieft durch
anregende Diskussionsbeiträge.

THOMAS RÖSSNER

Tagungen des IfL


